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Der Rundfunkbegriff – eine Herausforderung  
für die Medienpolitik

In beinahe allen aktuellen medienpolitischen Debatten liegt 
der Rundfunkbegriff merkwürdig quer. Einerseits ist er norma-
tiv und angesichts des aktuellen Mediennutzungsverhaltens 
auch empirisch nach wie vor Dreh- und Angelpunkt der Me-
dienpolitik. Andererseits ist die Aussage, dass der Rundfunk-
begriff der Reform bedarf, fast schon zum Allgemeinplatz ge-
worden und lässt hoffentlich bald auch Taten folgen. Es ist wie 
so oft in Umbruchzeiten: Der klassische Rundfunk nimmt noch 
immer einen wichtigen Platz im Medienrepertoire der Bürge-
rinnen und Bürger ein, die Medienwelt ist aber vielschichtiger 
geworden. Deshalb wäre es falsch, das Alte vorschnell über 
Bord zu werfen. Genauso problematisch aber wäre es, die Au-
gen vor den nötigen Veränderungen zu verschließen. 

Bei der Debatte um den einfachgesetzlichen Rundfunkbe-
griff geht es letztlich weniger um die richtige Terminologie als 
vielmehr sehr grundsätzlich darum, welche Medientypen zu-
künftig wie reguliert werden sollten. Dabei müssen folgende 
Fragen handlungsleitend sein: Welche Bedeutung haben die 
verschiedenen Medien- und Anbietertypen für die Meinungs-
bildung, welcher Regulierungsbedarf ergibt sich hieraus und 
was sind die richtigen Instrumente? 

Über welche Medien wird in Zukunft die gesell-
schaftliche Selbstverständigung erfolgen?

Ein zentrales Kriterium des Rundfunkbegriffs im Rundfunk-
staatsvertrag ist derzeit – der europäischen Richtlinie über 
audiovisuelle Mediendienste folgend – das der Linearität.1 

Linearer Rundfunk ist nach wie vor von hoher Bedeutung 
für die Meinungsbildung und er wird immer noch stark ge-
nutzt; beim Fernsehen bleibt die tägliche Sehdauer relativ 
konstant.2 Fernsehen und Radio liegen mit einer Tagesreich-
weite von 80 bzw. 74 % bei den Über-14-Jährigen weiterhin 
vor anderen Medientypen.3 Die zeitgleiche Nutzung der In-
halte durch eine Vielzahl von Personen,4 die Konfrontation 
der Nutzerinnen und Nutzer auch mit Themen und Inhalten 
jenseits bisheriger Präferenzen, eine starke Markenbindung 
(„Kanaltreue“)5 und der Beitrag zur Strukturierung des All-
tags sind traditionell wichtige Besonderheiten des linearen 
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Rundfunks. Der Eindruck der gemeinsamen Teilhabe der 
Nutzerinnen und Nutzer an öffentlicher Kommunikation kann 
heute durch die Möglichkeit des sendungsbegleitenden Aus-
tauschs über soziale Medien noch verstärkt werden.

Doch die Bedeutung der Linearität nimmt sukzessive ab: Ge-
rade für junge Nutzerinnen und Nutzer, die mit Smartphone, 
Videoplattformen und Sozialen Medien aufwachsen, wird es 
zunehmend selbstverständlich, dass die Inhalte, die sie in-
teressieren, rund um die Uhr verfügbar sind. Bei den 14- bis 
29-Jährigen geht die Sehdauer klassischen Fernsehens ste-
tig zurück.6 Und wer die Entwicklungen auf anderen Märkten 
wie dem US-amerikanischen in den Blick nimmt, der weiß, 
dass der „Tipping Point“ näher rückt, ab dem die lineare Nut-
zung rapide an Bedeutung verlieren kann.

Diese Entwicklungen hat der Medienrechtler Wolfgang 
Schulz auf dem diesjährigen DLM-Symposium in einer eben-
so provokanten wie richtigen Beobachtung verdichtet: Dass 
die Nutzungszeit traditionellen Rundfunks pro Tag insgesamt 
betrachtet konstant bleibe, sei kein Zeichen für die Zukunfts-
fähigkeit des linearen Mediums, sondern für die Überalte-
rung der Gesellschaft. Aber auch gereiftere Menschen, die 
noch ohne Internet und mit einer Handvoll Rundfunkkanä-
le groß geworden sind, verlieren mitunter die Lust daran, 
auf die nächste Folge der neuesten Staffel ihrer Lieblings-
serie eine Woche zu warten. Die Zahl der Abonnenten bei 
Subscription Video-on-Demand-Angeboten steigt, in 2014 lag 
sie bei 1,2 Millionen.7 Hiervon profitieren Angebote wie etwa 
Netflix, Amazon Prime und Maxdome. 

Unabhängig davon, ob Abrufdienste das klassische Fernse-
hen (nur) ergänzen oder zukünftig gar (teilweise) substituie-
ren, kann Linearität allein auf Dauer ganz offensichtlich nicht 
das entscheidende abgrenzende Kriterium sein. Hier steht 
die Medienpolitik vor der Aufgabe, neue Maßstäbe zu entwi-
ckeln, um ihren Gegenstand näher zu bestimmen.

Anknüpfungspunkte sind durchaus vorhanden. Eine Kon-
stante bleibt zum Beispiel, dass Inhalten, die von professi-
onellen Journalisten und anderen Medienschaffenden nach 
bestimmten – auch ungeschriebenen und sich durchaus 
ändernden – Regeln erstellt werden, eine besondere Bedeu-
tung für die Meinungsbildung beizumessen ist. Diese Wahr-
nehmung ist trotz neuer Möglichkeiten des User-generated 
Content erstaunlich stabil. Ganz offensichtlich gehen wir 
nach wie vor mehrheitlich davon aus, dass nutzergenerierte 
Inhalte die Medienwelt zwar bereichern, aber die Funktion 
journalistisch erstellter Medieninhalte für die gesellschaft-
liche Selbstverständigung nicht übernehmen können. Dass 
die Landesmedienanstalten überhaupt in der Verlegenheit 
sind, sich darüber Gedanken machen zu müssen, ob ge-
streamte Amateurvideos zulassungspflichtig sind oder nicht, 
zeigt, dass das Recht bisweilen Kriterien vorgibt, die in Zeiten 
beschleunigten Wandels nicht einfach auf neue Angebote  
übertragbar sind. Zum Glück siegte bislang in der Regel der 
gesunde Menschenverstand.

Neue Kriterien zur Abgrenzung verschiedener Medienty-
pen zu finden, ist nicht trivial. Dabei ist es gut, nicht bereits 
im ersten Schritt die Folgen vor Augen zu haben, die derzeit 
im Rundfunkstaatsvertrag an Rundfunk im einfachgesetzli-
chen Sinne geknüpft sind. Sondern es geht zunächst darum, 
zu bestimmen, welche Medientypen – wie es im Gutachten 
von Prof. Winfried Kluth und Prof. Wolfgang Schulz heißt8 
– einen besonderen Mehrwert für die öffentliche Kommu-
nikation aufweisen. Ob und ggf. wie diese Dienste reguliert 
werden müssen, ist dann in einem weiteren Schritt zu klä-
ren. Dabei geht es nicht nur um Pflichten, sondern auch um 
spezielle Rechte, die Medientypen mit einem besonderen 
Mehrwert für die öffentliche Kommunikation etwa bei der 
Verbreitung und der Auffindbarkeit zukommen. Auffällig 
ist, dass für bestimmte Medienanbieter „Rundfunk“ fast 
schon ein Schimpfwort ist, weil sie den Begriff mit einem 
engen Korsett regulatorischer Vorgaben verbinden, wäh-
rend diejenigen, die unstreitig unter den derzeitigen Rund-
funkbegriff fallen, dies durchaus auch als Auszeichnung 
ihrer besonderen Leistung für die Meinungsbildung ver-
stehen, aber – zurecht – darauf Wert legen, dass Rechte 
und Pflichten, die hiermit verbunden sind, in einem ausge-
wogenen Verhältnis zueinander stehen. Eine der zentralen 
Herausforderungen wird sein, den gesellschaftlichen und 
demokratiepolitischen Mehrwert medialer Angebote so zu 
fassen, dass er als Abgrenzungsmaßstab funktioniert, ohne 
staatliche Regulierer in die Rolle zu bringen, mediale An-
gebote daraus abgeleitet qualifizieren zu müssen. Hier ein 
neues System zu entwickeln, das die Freiheit medialer An-
gebote sichert und stärkt, ist eine der großen intellektuellen 
Herausforderungen der Medienpolitik. 

Die Beurteilung des besonderen Mehrwerts bestimmter 
Medientypen kann in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten 
unterschiedlich ausfallen, sodass es richtig ist zu fordern, 
dass die europäische Richtlinie für audiovisuelle Medien-
dienste (AVMD-Richtlinie) unter Aufgabe des bisherigen 
Kriteriums der Linearität einen Mindeststandard für audio-
visuelle Mediendienste vorsehen und den Mitgliedstaaten 
eine abgestufte Regulierung nach eigenen Kriterien ermög-
lichen sollte. 

Die Reform der AVMD-Richtlinie ist dringend notwendig. Sie 
gibt in ihrer jetzt gültigen Fassung die Unterscheidung zwi-
schen linearen und nicht-linearen Diensten vor und steht 
damit der Entwicklung eigener Abgrenzungskriterien in den 
Mitgliedstaaten im Weg. Die Europäische Kommission über-
prüft derzeit die Effizienz und Leistungsfähigkeit der Richt-
linie („REFIT“). Wenn sich Deutschland jetzt einheitlich und 
überzeugend positioniert – und dazu gibt die Diskussion in 
der Bund-Länder-Kommission die Gelegenheit –, könnte dies 
die Chance einer darüber hinausgehenden echten Reform 
eröffnen. Würde diese Chance verpasst, wäre eine syste-
matische Neujustierung des deutschen Rundfunkbegriffs für 
lange Zeit durch die nicht mehr zeitgemäßen Kriterien in der 
Richtlinie blockiert. 
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Wer sind die Akteure, die einen Einfluss 
darauf haben, was bei den Nutzern ankommt?

In der analogen Welt waren die Rollen klar verteilt: Hier die 
Anbieter, die das jeweilige Gesamtprodukt zusammenstel-
len und unter ihrer Marke anbieten, dort die Nutzerinnen 
und Nutzer und dazwischen die Übermittler der Inhalte, 
etwa Kabelnetzbetreiber. Nun hat sich zwischen Anbieter 
und Nutzer eine Vielzahl weiterer Akteure geschoben, die 
sich nicht mehr darauf beschränken zu vermitteln, sondern 
die eigene Angebote unter ihrer Marke zusammenstellen 
und die zunehmend auch den direkten Zugriff auf audio-
visuelle Inhalte ermöglichen. Nicht nur der Rundfunkbe-
griff, sondern auch der Anbieterbegriff steht damit auf dem 
Prüfstand. Auch wenn das Instrumentarium der Ex-Ante-
Kontrolle, das das Rundfunkrecht derzeit für Rundfunkver-
anstalter vorsieht, nicht auf die neuen Akteure übertragbar 
ist, ist es jedenfalls notwendig, dass wir medienpolitisch all 
diejenigen im Blick haben, die beeinflussen, was beim Nut-
zer ankommt. Hier geht es nicht um eine Ausweitung der 
Regulierung, sondern um kluge Weiterentwicklungen be-
stehender Konzepte und die Entwicklung neuer abgestufter 
Regelsysteme, die Medienfreiheit ebenso sichern wie Mei-
nungsvielfalt. Dabei müssen auch die Phänomene berück-
sichtigt werden, die schon längst nicht mehr neu sind. Um 
einige Beispiele zu nennen: 

2015 für Deutschland erfolgt der häufigste Zugang der 
deutschen „Onliner“ zu Online-Nachrichten über Such-
maschinen (45 Prozent), wobei knapp 27 Prozent regel-
mäßig nach thematischen Begriffen suchen und gut 31 
Prozent den Namen einer Nachrichten-Webseite in die 
Suchmaske eingeben, um so auf die anvisierte Seite zu 
gelangen. 20 Prozent werden regelmäßig über soziale 
Netzwerke auf Nachrichten aufmerksam.9 Die Suche 
nach audiovisuellen Inhalten ist bereits eine eigenstän-
dige Funktion bei Suchmaschinen (wie z. B. die Rubrik 
„Videos“ bei Google).

Sendungen auf, die zum bisherigen Nutzungsverhalten 
der jeweiligen Nutzerin bzw. des jeweiligen Nutzers pas-
sen. Internetanbieter wie Zattoo („Recall“) stellen sogar 
das komplette Programm einzelner Veranstalter für eine 
gewisse Zeit nach der Ausstrahlung im linearen Fernse-
hen zum Abruf bereit.

teilweise, aus ihrem Angebot direkt in das laufende Pro-
gramm zu schalten.  

und auf Plattformen für nutzergenerierte Inhalte ange-
boten. Die Betreiber der App-Stores und Plattformen 
stellen Regeln für die Aufnahme von Inhalten auf, die 
zumeist dazu dienen, die Konformität des Angebots mit 
dem geltenden Recht zu sichern, die aber durchaus auch 
Ausdruck kultureller Besonderheiten sein können, etwa 
wenn es um die Darstellung von Nacktheit geht.

Wie wir damit als Gesellschaft umgehen, ist eine Frage, die wir 
medienpolitisch beantworten müssen. Die vielfach geäußerte 
Forderung nach einem „Level Playing Field“ kann hier zumin-
dest insofern handlungsleitend sein, als sie davor bewahrt, auf 
Neues einfach mit weiteren Regeln zu antworten. Nicht selten 
kann kluge und behutsame Liberalisierung die Grundlage für 
neue und wirksamere Media Governance-Strukturen sein.

Welcher spezifische Regulierungsbedarf ergibt 
sich für die verschiedenen Medientypen? 

Regulierung von Medien dient verschiedenen Zielen. Ab-
hängig von den Regulierungszielen können unterschiedli-
che Kriterien für die Abgrenzung von Medientypen sinnvoll 
sein. So ist etwa Jugendschutz auch bei Angeboten ohne 
besonderen Mehrwert für die öffentliche Kommunikation zu 
gewährleisten. 

Entscheidend ist die Frage, welche Medientypen einen 
besonderen Mehrwert für die öffentliche Kommunikation 
aufweisen, für die Gewährleistung von Vielfalt und kommu-
nikativer Chancengerechtigkeit. Die Länder haben den ver-
fassungsrechtlichen Auftrag zur Ausgestaltung der Rund-
funkordnung und sie zeigen derzeit – zum Beispiel mit der 
Initiative für die Bund-Länder-Kommission – engagiert, dass 
sie gewillt sind, diesen Auftrag auszufüllen. Hierzu gehört es 
auch, frühzeitig Instrumentarien zu schaffen, um möglichen 
Gefahren für die freie Meinungsbildung entgegentreten zu 
können. Dabei geht es nicht darum, für alle Eventualitäten 
Regularien parat zu haben, aber die Länder dürfen auch 
nicht abwarten, bis sich vielfaltsverengende Entwicklungen 
verfestigt haben. Das Bundesverfassungsgericht hat betont, 
dass insbesondere wenn die Gefahr besteht, dass einzelne 
Anbieter einen einseitigen Einfluss  auf die Bildung der öf-
fentlichen Meinung haben, der Gesetzgeber diesen Tenden-
zen rechtzeitig entgegentreten muss, da Fehlentwicklungen 
gerade insoweit schwer rückgängig zu machen sind.10 

Um nicht ständig den aktuellen Entwicklungen hinterherlau-
fen zu müssen, erscheint es sinnvoll, nicht zu kleinteilig zu 
regulieren, sondern eher allgemeine Grundsätze festzulegen 
und den zur Kontrolle berufenen Institutionen einen gewis-
sen Spielraum einzuräumen, der es ihnen ermöglicht, zeitnah 
zu handeln, wenn sich neue Gefahren für die freie Meinungs-
bildung realisieren. Regulierung wird immer seltener ex ante 
alle möglichen Szenarien bestimmen können, sondern hat 
sich darauf zu fokussieren, ihre Prinzipien durch kompetente 
Regulierer jeweils im Einzelfall zur Geltung zu bringen. 

Was sind die richtigen Instrumente?

Bei der Diskussion um die Zukunft des Rundfunkbegriffs soll-
te schließlich auch ein Blick auf die Regulierungsinstrumen-
te erfolgen. Ein nach wie vor spannender und aussichtsrei-
cher Ansatz ist der der Anreizregulierung, also die Idee, dass 
Anbieter bestimmte vielfaltserhöhende Pflichten freiwillig 
übernehmen, weil mit ihnen Privilegien verknüpft sind. Um 
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die Erfolgsaussichten dieses Ansatzes zu beurteilen, ist es 
nicht ausreichend zu versuchen, den jeweiligen Wert der 
Pflichten und Rechte konkret zu beziffern, diese Werte ge-
geneinander aufzurechnen und zu schauen, was unter dem 
Strich herauskommt. Entscheidend ist, dass die Veranstalter 
den Privilegien einen Wert beimessen, der sie zur Übernah-
me der Verpflichtungen motiviert. Die Veranstalter legen 
dabei durchaus auch mittel- und langfristige Perspektiven 
an und preisen den Imagegewinn in ihre Überlegungen ein, 
der damit verbunden ist, in der Vielzahl der Medienangebote 
eine Sonderstellung einzunehmen. Zugleich muss darauf ge-
achtet werden, dass die Gestaltungsspielräume derjenigen, 
auf die sich mögliche Privilegien für Inhalteanbieter belas-
tend auswirken können (etwa Plattformbetreiber), nicht un-
verhältnismäßig eingeschränkt werden. 

Regulierung schließt die Übernahme von Verantwortung 
durch die Anbieter selbst ein. In vielen Bereichen wie etwa 
dem der Presse hat sich Selbstkontrolle bewährt. Diese frei-
heitlichen Strukturen können stilprägend sein. Auch bei der 
Weiterentwicklung der Rundfunkordnung sollte das Potential 
von Selbst- und Koregulierung verstärkt ausgelotet werden. 

Ausblick 

Bei der Reform der Medienordnung stellen sich damit die fol-
genden Fragen:

-
hängig von einem besonderen Mehrwert der Medienty-
pen für die öffentliche Kommunikation gelten?

-
typen mit einem besonderen Mehrwert für die öffentliche 
Kommunikation anknüpfen? Mit welchen Kriterien kann 
dieser besondere Mehrwert beschrieben werden? Wer 
überprüft in welcher Weise, ob die Kriterien erfüllt sind?

-
willig, wenn damit bestimmte Privilegien verbunden sind? 

Viele der hier angesprochenen Themen stehen auch auf der 
Agenda der von Bund und Ländern gemeinsam eingesetzten 
Kommission zur Medienkonvergenz. In der Arbeitsgruppe zur 
AVMD-Richtlinie geht es darum, die Reform dieser Richtlinie 
auf europäischer Ebene aktiv mitzugestalten, und auch darum, 
Spielräume für die Mitgliedstaaten für die Ausgestaltung ihrer 
Medienordnungen zu erhalten. Thema der AG Jugendschutz 
ist es, welche Regeln für die verschiedenen Medientypen not-
wendig sind, um effektiven Jugendschutz zu gewährleisten, 
und wie dabei Doppelprüfungen und widersprüchliche Ent-
scheidungen vermieden werden können. Die AG Kartellrecht/
Vielfaltssicherung beschäftigt sich mit der Frage, wie Bundes- 
und Landesrecht und die Aufsicht durch Bundeskartellamt und 
Landesmedienanstalten/KEK besser verzahnt werden können 
– auch mit dem Ziel der Gewährleistung vielfältiger Medien-
märkte. Und schließlich stehen im Zentrum der AG Plattform-
regulierung und der AG Intermediäre Akteure, die nicht selbst 
unmittelbar Rundfunk veranstalten, aber den Zugang zu und 

die Auffindbarkeit von – auch Audio-/audiovisuellen –  Inhal-
ten maßgeblich beeinflussen.

Die Bestimmung der Medientypen, die zukünftig als Rund-
funk einer besonderen vielfaltssichernden Regulierung un-
terliegen, ist ureigene Aufgabe der Länder. Anbieter und 
Aufsichtsinstanzen erwarten zu Recht von den Ländern, dass 
diese sich dieses Themas so schnell wie möglich annehmen. 

So kann etwa die Diskussion darüber, ob und ggf. in welcher 
Form es zukünftig weiterhin Privilegien für bestimmte An-
gebote etwa auf Plattformen geben soll, nicht losgelöst von 
Überlegungen dazu geführt werden, für welche Angebote 
solche Privilegien zukünftig in Frage kommen. 

Die Weiterentwicklung des Rundfunkbegriffs zu einem 
qualitativ zu bestimmenden Medienbegriff ist eine zentrale 
Weichenstellung für die zukünftige Ausgestaltung unserer 
Kommunikationsordnung. Sie ist unerlässlich dafür, dass die 
Länder auch künftig ihrem Verfassungsauftrag gerecht wer-
den können. Wer diese Gestaltungskompetenz erhalten will, 
der muss den Wandel jetzt angehen.

Anmerkungen

1 Die Definition in § 2 Abs. 1 S. 2 RStV lautet: „Rundfunk ist ein linearer Infor-
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Uwe Hasebrink: Lineares und nicht-lineares Fernsehen aus der Zuschau-
erperspektive: Spezifika, Abgrenzungen und Übergänge (Projektbericht), 
Hamburg 2009; abrufbar unter https://www.hans-bredow-institut.de/
webfm_send/651 [27.08.2015], S. 16 f.
5 Uwe Hasebrink, a.a.O., S. 14
6 Walter Klingler/Sabine Feierabend/Irina Turecek: Medien im Alltag junger 
Menschen, Media Perspektiven 2015, H. 4, S. 199 (201). 2011 betrug die durch-
schnittliche Sehdauer bei den 14- bis 29-Jährigen 142 Minuten, 2014 lag sie 
bei 124 Minuten. 2015 ist sie wieder angestiegen, liegt aber erheblich unter der 
Nutzungsdauer des Internets. Auch bei der Tagesreichweite führt in dieser Al-
tersgruppe das Internet; vgl. Bernhard Engel/Christian Breunig, Massenkom-
munikation 2015: Mediennutzung im Intermediavergleich, Media Perspektiven 
2015, H. 7-8, S. 310. Dort verbringen die 14- bis 29-Jährigen erkennbar weniger 
Zeit mit Fernsehinhalten als mit sonstigen Bewegtbildinhalten. 2014 waren es 
täglich 11 Minuten Fernsehinhalte und 21 Minuten sonstige Bewegtbildinhal-
te;  vgl. Beate Frees: Konvergentes Fernsehen: TV auf unterschiedlichen Zu-
gangswegen, Media Perspektiven 2014, H. 8, S. 417.
7 GFK, Der Videomarkt im Jahr 2014, abrufbar unter http://www.bvv-medien.
org/fileadmin/user_upload/businessreports/JWB2014.pdf [27.08.2015].
8 Winfried Kluth/Wolfgang Schulz: Konvergenz und regulatorische Folgen, 
Arbeitspapiere des Hans-Bredow-Instituts, 2014, S. 29.
9 Sascha Hölig/Uwe Hasebrink: Reuters Digital News Survey 2015 – Ergebnis-
se für Deutschland, Arbeitspapiere des Hans-Bredow-Instituts, 2015, S. 6, 41.
10 Vgl. BVerfGE 57, 295, 323; 73, 118, 160; 119, 181, 217.
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